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PRESSEKONFERENZ
des Deutschen Behindertenrates (DBR) am 30.8.2005
 Bundespressekonferenz, Berlin
lebensrecht, grundsicherung
und eingliederungshilfe
Kurzstatement von Dr. Stefan Heinik,
Mitglied im Sprecherrat des DBR, Säule III
Viele behinderte Bürgerinnen und Bürger sind auf solidarische Hilfe angewiesen, wenn sie gleichberechtigt am Leben der Gesellschaft teilhaben wollen.

Dies ist ein Rechtsanspruch gegenüber der Gesellschaft, den sie sich in langen Jahren erkämpft haben und der sich im BGG, im SGB IX und im unbedingt zu erstreitenden Antidiskriminierungsgesetz niederschlägt.

So unvollkommen diese Gesetzeswerke auch sein mögen, so stellen sie doch einen Fortschritt dar. Wer immer jetzt anhebt, den Rechtsanspruch auf soziale Sicherung in eine Ermessensleistung umzuwandeln oder von der Finanzkraft der öffentlichen Hand abhängig zu machen, sät sozialen Unfrieden.

Wir lassen behinderte, alte und kranke Menschen nicht zu Almosenempfängern abstempeln!

Der durch die o. g. eingeleitete Paradigmenwechsel in der Behindertenpolitik muss im Sinne der Stärkung der Selbstbestimmung der Betroffenen fortgesetzt, vertieft und durch ein Bundesleistungsgesetz, dass Teilhabe und Assistenz regelt, ergänzt werden.

Das Lebensrecht behinderter und chronisch kranker Menschen ist unantastbar.

Die Würde des Menschen und die Unverfügbarkeit menschlichen Lebens erfordern die verantwortliche Begrenzung und Selbstbegrenzung in Forschung und Praxis der Biomedizin, Der Deutsche Behindertenrat lehnt jede Art des Klonens ab, sowohl zu Zwecken der Reproduktion als auch zu „therapeutischen“ Zwecken. Der Schutz werdenden Leben (Embryonenschutz) muss umfassend gewährleistet sein. Präimplantationsdiagnostik (PID) und Stammzellenforschung an Embryonen sind unzulässig. Der DBR fordert insoweit eindeutige gesetzliche Verbote

Im Zuge von Hartz IV ist das gesamte Sozialhilferecht und damit die Eingliederungshilfe für behinderte Menschen der größten Reform seit 1961 dem Inkrafttreten des Bundessozialhilfegesetzes unterworfen worden.

Wir beobachten, dass insbesondere die Werkstätten für behinderte Menschen zunehmend zwischen die Mühlsteine von Hartz IV, Sozialhilfe und dem im SGB IX geregelten Recht auf Teilhabe und Rehabilitation geraten. Damit zeigt sich immer deutlicher, dass die richtige Abstimmung zwischen den genannten Komponenten fehlt und die auf Eingliederungshilfe angewiesenen Menschen mit Behinderungen weiter unter Druck geraten.
Dies bereitet uns große Sorge, weil in den nächsten Jahren die Zahl der auf Eingliederungshilfe Angewiesenen steigen wird. Zusätzlich besteht die Gefahr, dass die Eingliederungshilfe, die in mehreren Bundesländern inzwischen den örtlichern Sozialhilfeträgern übertragen wurde, zunehmend als lästiger Ballast empfunden wird.

Es gibt deutliche Anzeichen, dass bedürftige Menschen - Menschen mit Behinderung zählen dazu -  wieder auf die Rolle von Almosenempfängern zu reduzieren.

Deutschland hat eine historische Verantwortung gegenüber Menschen mit Behinderung. Den Rechtsanspruch auf Eingliederungshilfe als Ausfluss der Menschenwürde werden wir und müssen wir verteidigen.
Menschen mit Behinderungen und chronischen Erkrankungen sind gleichberechtigte Mitbürgerinnen und Mitbürger. Sie haben Anspruch auf gleiche Rechte und gleiche Chancen im Leben. Das besagen für uns Menschen mit Behinderungen das Benachteiligungsverbot und das Sozialstaatsgebots des Grundgesetzes. Zu diesen allgemeinen Grundsätzen bekennen sich alle Parteien, die uns geantwortet haben. 

Im Prinzip sind alle Parteien für eine armutsfeste soziale Grundsicherung. Das ist gut so und beruhigend für uns. 

In der Konkretisierung für die jeweiligen Politikfelder, z. B. Lebensrecht, Grundsicherung und Eingliederungshilfe, zeigen sich jedoch auch unterschiedliches Herangehen und unterschiedliche Lösungen in den einzelnen Fragen. Beim Thema Grundsicherung fällt auf, dass alle Parteien nicht über Allgemeinplätze hinausgehen. Es wird nicht klar genug, wie die gesellschaftliche Verantwortung der Politik für Menschen mit Behinderung konkret umgesetzt werden soll unter den heutigen Bedingungen. Hier erwarten wir in Zukunft klarere Antworten. 

Erfreulich ist die bei allen Parteien artikulierte Tendenz, den Paradigmenwechsel in der Behindertenpolitik fortzusetzen und durch ein Bundesleistungsgesetz oder ähnliches materiell zu unterfüttern. Allerdings tauchen in den Positionen einiger Parteien auch immer wieder die so genannten Haushaltsvorbehalte auf. Das macht misstrauisch! Der Rechtsanspruch auf soziale Sicherung kann unter keinen Umständen in eine Ermessensleistung münden oder von der Finanzkraft der öffentlichen Hand abhängig gemacht werden. Auch können wir in diesem Zusammenhang den Verweis auf Ländervorbehalte auf gar keinen Fall akzeptieren. Es darf nicht sein, dass die soziale Sicherung in den Ländern unterschiedlich ausfällt und abhängig davon ist, in welchem Land man lebt. 

Bezüglich des leidigen Themas Eingliederungshilfe wird bis auf eine Partei nicht klar gesagt, dass die Eingliederungshilfe nicht in das SGB XII gehört. Sie hat aus unserer Sicht nichts in der Sozialhilfe zu suchen. Menschen mit Behinderungen und chronisch kranke Menschen sind keine Almosenempfänger. Also nochmals: Eingliederungshilfe raus aus dem SGB XII! 
Bezüglich der Unantastbarkeit des Lebensrechts behinderter und chronisch kranker Menschen mahnen wir die Parteien zu mehr ethischer Prinzipienfestigkeit in den Grundfragen des Lebens. Zu häufig werden unter dem Deckmantel der Forschungsfreiheit und des ökonomischen Wettbewerbsnachteils für Deutschland zumindest Vorbehalte gegenüber der grundsätzlichen Unantastbarkeit menschlichen Lebens geäußert. 
Besonders in dieser Frage sollte die historische Verantwortung Deutschlands genügend beachtet werden. 
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